
Berufsausbildung  
zur Medizinischen 
Fachangestellten

Der Urlaubsanspruch einer Aus-
zubildenden – Das sollten Sie 
wissen!

Der gesetzliche Mindesturlaub von 
Auszubildenden bestimmt sich nach 
den Vorschriften des Bundesurlaubs-
gesetzes. Bei minderjährigen Auszu-
bildenden ist darüber hinaus das 
Jugendarbeitsschutzgesetz zu beach-
ten. 

Bundesurlaubsgesetz und Jugendar-
beitsschutzgesetz geben den Min-
destanspruch in Werktagen an. Als 
Werktage gelten alle Kalendertage, 
die nicht Sonn- oder gesetzliche Fei-
ertage sind.

Für Volljährige gilt:
Der Urlaub beträgt jährlich 24 Werk-
tage. 24 Werktage ergeben bei 
Umrechnung in Arbeitstage (Montag 
bis Freitag) 20 Arbeitstage pro Kalen-
derjahr.

Für Jugendliche gilt: 
Der Urlaub für Jugendliche beträgt 
jährlich

■ mindestens 30 Werktage bzw.  
25 Arbeitstage, wenn sie zu Be -
ginn des Kalenderjahres noch 
nicht 16 Jahre alt ist,

■ mindestens 27 Werktage bzw.  
23 Arbeitstage, wenn sie zu Be -
ginn des Kalenderjahres noch 
nicht 17 Jahre alt ist,

■ mindestens 25 Werktage bzw.  
21 Arbeitstage, wenn sie zu Be -
ginn des Kalenderjahres noch 
nicht 18 Jahre alt ist.

Der Stichtag ist der 1. Januar einer 
Kalenderjahres. Die Vollendung eines 
Lebensjahres innerhalb des Kalender-
jahres hat keinen Einfluss auf die 
Berechnung des Urlaubsanspruches. 
Ist die Auszubildende zum Beispiel 
am 5. Januar 1999 geboren, war sie 
zu Beginn des Kalenderjahres noch 
nicht 17 Jahre alt und hat für das 
Jahr 2016 einen Urlaubsanspruch 
von 27 Werktagen bzw. 23 Arbeits-
tagen.

Grundsätzlich gilt:
Der Urlaub soll möglichst zusam-
menhängend und in der Zeit der 
Berufsschulferien erteilt und genom-
men werden. Soweit er nicht in den 
Berufsschulferien gegeben wird, ist 
jugendlichen Berufsschulpflichtigen 
für jeden Berufsschultag, an dem die 

Berufsschule während des Urlaubs 
besucht wird, ein weiterer Urlaubs-
tag zu gewähren (§ 19 Abs. 3 Ju  gend-
arbeitsschutzgesetz).

Bei der zeitlichen Festlegung des 
Urlaubs sind die Urlaubswünsche der 
Auszubildenden zu berücksichtigen, 
es sei denn, dass ihrer Berücksichti-
gung dringende betriebliche Belange 
oder Urlaubswünsche anderer Ar -
beitnehmer, die unter sozialen Ge -
sichtspunkten den Vorrang verdie-
nen, entgegenstehen. Während des 
Urlaubs darf die Auszubildende 
keine dem Urlaubszweck widerspre-
chende Erwerbsarbeit leisten (§§ 7 
und 8 Bundesurlaubsgesetz).

Ist eine Ihrer Fragen rund um den 
Urlaub offen geblieben, rufen Sie 
uns an! Wir sind gern für Sie da.

Marina Hartmann
Leitende Sachbearbeiterin

Referat Medizinische Fachangestellte
Tel.: 0351 8267170
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Arbeitsmedizinische 
Vorsorge 

Kommentar zum Artikel „Start in 
die Berufsausbildung MFA“

Im „Ärzteblatt Sachsen“, Heft 
9/2016, haben wir auf Seite 376 ff. 
einen Artikel zum Thema „Start in 
die Berufsausbildung Medizinische 
Fachangestellte“ veröffentlicht. Neben 
rechtlichen Hinweisen finden sich 
auch Anmerkungen zur arbeitsmedi-
zinischen Vorsorgeuntersuchung. Der 
Ausschuss Arbeitsmedizin der Sächsi-
schen Landesärztekammer hat dazu 
eine Stellungnahme abgegeben, die 
wir Ihnen nachfolgend zur Kenntnis 
geben. Wir bitten, die Benutzung der 

veralteten Terminologie in dem be -
treffenden Artikel zu entschuldigen.

Dr. Michael Schulte Westenberg
Hauptgeschäftsführer

Stellungnahme
Die Terminologie der Maßnahmen 
hat sich spätestens seit der 1. Ände-
rungsverordnung zur ArbMedVV 
geändert. Seither wird rechtstech-
nisch nur noch der Begriff „Arbeits-
medizinische Vorsorge“ verwendet. 
Die Begrifflichkeit leitet sich daher, 
dass die ärztliche Beratung auf der 
Grundlage der gesundheitlichen 
Anamnese den Kern der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge bildet. Die Teil-
nahme an klinischen Untersuchun-
gen ist nicht Grundvoraussetzung. 

Die Maßnahme der Vorsorge leitet 
sich einschließlich der Verbindlichkeit 
für den Arbeitgeber aus der Arb-
MedVV selbst her. Die (Maximal-)
Fristen für die Veranlassung (bei der 
Pflichtvorsorge) bzw. das Angebot 
(bei der Angebotsvorsorge) werden 
in der Arbeitsmedizinischen Regel 
AMR 2.1 festgelegt, die am 
10.05.2016 vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) 
bekanntgegeben wurde (GMBl Nr. 
28, 20. Juli 2016, S. 558). Gemäß 
AMR 2.1 hat der Arbeitgeber auf der 
Grundlage einer nach entsprechen-

1 Der Ausschuss Arbeitsmedizin hält die 
Mitwirkung des Betriebsarztes für be -
deutsam, in einigen Fällen ist sie aus-
drücklich verlangt.



der betrieblicher Ermittlung von ihm 
erstellten Gefährdungsbeurteilung1  
für die einzelnen Mitarbeiter inner-
halb folgender Fristen eine angemes-
sene arbeitsmedizinische Vorsorge 
zu veranlassen oder anzubieten:
■ erste Vorsorge: innerhalb von  

3 Monaten vor Aufnahme der 
entsprechenden Tätigkeit und 
danach in regelmäßigen Abstän-
den, 

■ zweite Vorsorge: spätestens 
nach Ablauf von 12 Monaten seit 
der Aufnahme der jeweiligen 
Tätigkeit (bei Feuchtarbeit oder 
möglicher dermaler Sensibilisie-
rung nach 6 Monaten),

■ jede weitere Vorsorge: spätes-
tens 36 Monate nach der voran-
gegangenen Vorsorge.

Eine Missachtung dieser Festlegung 
stellt eine Ordnungswidrigkeit bzw. 
in Einzelfällen sogar eine Straftat dar 
und ist entsprechend sanktioniert.

1. Im Rahmen der Durchführung 
der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge wird den Beschäftigten 
auch ein angemessenes Angebot 
zur Durchführung von Schutz-
impfungen unterbreitet, wenn 
die erforderlichen Voraussetzun-
gen der die ArbMedVV unterset-
zenden Arbeitsmedizinischen 
Regel AMR 6.1 gegeben sind 
(durch die Tätigkeit gegenüber 
der Allgemeinbevölkerung vor-
handene erhöhte Gefährdung 
gegenüber einzelnen biologi-
schen Erregern, Vorhandensein 
eines impfpräventablen Stoffes 
zur Präexpositionsprophylaxe, 
nicht ausreichender Impfschutz). 
Kostenträger für die gesamte 
Maßnahme, gegebenenfalls ein-
schließlich anfallender Kosten für 
Immunisierungen, ist der Arbeit-
geber. Sollten prinzipiell mehrere 
Kostenträger für Impf-Leistungen 
in Frage kommen, so ist eindeu-
tig geklärt, dass bei beruflicher 

Veranlassung stets vorrangig der 
Arbeitgeber zum Tragen der Kos-
ten verpflichtet ist (zum Beispiel 
Auffrischungs-Immunisierung He -
patitis B bei Jugendlichen, die 
sich in einem Ausbildungsver-
hältnis zur MFA befinden).

2. Die grundsätzliche Möglichkeit 
des Entfalls weiterer Vorsorgeter-
mine nach ArbMedVV ist auf 
Expositionen beschränkt, die 
impfpräventabel sind und denen 
gegenüber entsprechende Immu-
nisierungen durchgeführt wur-
den. Da aber gesundheitliche 
Risiken durch Erreger, die impf-
präventabel sind, mit solchen 
zusammentreffen, für die es 
keine Möglichkeiten der Präex-
positionsprophylaxe gibt, und  
da es darüber hinaus weitere 
Anlässe zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge gibt, die erledigt wer-
den müssen (zum Beispiel Bild-
schirmarbeit), ist der entspre-
chende Hinweis im Artikel nicht 
zielführend. Die Frage der lebens-
langen Immunität ist überdies für 
zahlreiche Impfstoffe formal 
noch gar nicht gegeben, weil sie 
aktuell nicht hinreichend lange 
auf dem Markt verfügbar sind 
(zum Beispiel Hepatitis A und B), 
um eine solche Aussage treffen 
zu können. 

3. Die Hinweise zur vorzeitigen 
nächsten Vorsorge entstammen 
früheren Empfehlungen zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge, 
die jedoch keine Wirksamkeit 
mehr entfalten, da dem Arbeit-
geber seit der ArbMedVV über 
die vorgeschriebene Vorsorgebe-
scheinigung nach durchgeführter 
Vorsorge nur noch mitgeteilt 
wird, dass die Beschäftigten an 
der Vorsorge teilgenommen 
haben und wann die nächste 
Vorsorge aus ärztlicher Sicht 
angezeigt ist. Ein abschließendes 

Ergebnis ist seither nicht mehr 
Gegenstand der Bescheinigung. 
Sollten die Beschäftigten im Zeit-
raum zwischen zwei Vorsorgeter-
minen gesundheitliche Störun-
gen entwickeln, die sie in einen 
Zusammenhang mit ihrer jeweili-
gen Tätigkeit bringen, haben sie 
selbst die Möglichkeit, einen 
zusätzlichen Termin bei ihrem 
Betriebsarzt zu vereinbaren, den 
der Arbeitgeber ermöglichen 
muss.

4. Mehrere Anlässe zur Veranlas-
sung bzw. zum Angebot arbeits-
medizinischer Vorsorge sollen 
möglichst zusammengefasst wer-
den.

5. Wegen der in der ArbMedVV 
geregelten Voraussetzungen wird 
auch die im Artikel verwendete 
Begrifflichkeit „G 42“ nicht mehr 
benutzt. Dies gilt unabhängig 
davon, dass der DGUV-Grundsatz 
für arbeitsmedizinische Vorsorge 
G 42 als grundsätzliche Empfeh-
lung zur Durchführung eine 
Möglichkeit darstellt, hiernach 
vorzugehen. Staatliche Regelun-
gen haben hier stets Vorrang. 

6. Eine Abgrenzung zu betriebsbe-
dingten Unfallgeschehnissen, zum 
Beispiel nach einer Nadelstichver-
letzung oder einer durch aggres-
sives Verhalten von Patienten 
zugefügten Bisswunde, ist be -
deutsam und muss gesondert 
betrachtet werden, weil dies 
nichts mit arbeitsmedizinischer 
Vorsorge zu tun hat. Dies gilt 
selbstverständlich auch für eine 
dann möglicherweise zum Tra-
gen kommende Postexpositions-
prophylaxe.

Dr. med. Giso Schmeißer
Prof. Dr. med. habil. Andreas Seidler

Ausschuss Arbeitsmedizin
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